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FDP entsetzt: Grüne verweigern Einsatzkräften die Unterstützung!

Liberale fordern klares Bekenntnis zu Polizei und Einsatzkräften!

Die aktuellen Übergriffe auf Einsatzkräfte in Dietzenbach und zuletzt Stuttgart schockieren

und zeigen, wenngleich auch nur exemplarisch, einmal mehr sehr deutlich, dass sich

Gewalt, Aggression und Respektlosigkeit in unserer gegenwärtigen Gesellschaft

ungebremst entwickeln und dabei besonders Einsatzkräfte, die für unseren Schutz sorgen

sollen (egal ob Polizei, Ordnungsamt, Feuerwehr, Rettungskräfte oder andere) diesem in

zunehmendem Maße ausgesetzt sind. Mit besonderem gesellschaftlichem und

politischem Engagement muss daher dringend und gemeinsam dafür eingestanden

werden, dass solche Übergriffe nicht entstehen oder bereits in der Entstehung

abgewendet und im Übrigen öffentlich geächtet und konsequent strafrechtlich geahndet

werden. Derartige Übergriffe, Angriffe und Behinderungen sind weder für die Einsatzkräfte

noch für die auf Hilfe wartenden Bürgerinnen und Bürger hinnehmbar. „Die Politik auf

jeder Ebene ist hier gefordert, ein deutliches Zeichen zu setzen, dass sie hinter den

Einsatzkräften steht“, meinen ganz klar die FDP-Vorstandsmitglieder Nicole

Rauschenberger und Hans Gensert. „Eine wie auch immer begründete Toleranz oder

mediale Relativierung von psychischer und physischer Gewalt gegenüber Polizei,

Feuerwehr oder Rettungskräften darf ebenso wenig hingenommen werden wie politische

Pauschalverurteilungen von Ordnungskräften, wie jüngst in der taz geschehen, oder eine

klammheimliche bis lautstarke Solidarisierung mit politisch motivierten Gewalttätern

unterschiedlichster Spektren und/oder Herkunft.“

Aus diesen Gründen hat die FDP-Fraktion eine klare und deutliche Resolution zum

Schutz von Polizei und Rettungskräften verfasst, die die Achtung und den Respekt für die
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täglichen Leistungen der Einsatzkräfte betont und jegliche Übergriffe aufs Schärfste

verurteilt. Um über diese Resolution in der Stadtverordnetenversammlung abstimmen zu

können, hätten 2/3 der Stadtverordneten zustimmen müssen. Die Fraktionen von

AL/Grüne und SPD haben hierzu jedoch - völlig unverständlicherweise - ihre Zustimmung

verweigert, weil sie in der Resolution angeblich „keine Dringlichkeit“ sahen – oder sehen

wollten.

„Wir sind enttäuscht und zugleich völlig entsetzt über das Abstimmungsverhalten von

Grünen und SPD“, kommentiert FDP-Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger den grün-roten

Affront gegen Polizei-, Feuerwehr- und Rettungskräfte. „Es ist nach den Vorfällen in

Dietzenbach und zuletzt in Stuttgart genau jetzt der richtige Zeitpunkt, hier als politisch

verantwortliche Stadtverordnetenversammlung eindeutig ohne Wenn und Aber Stellung

an der Seite der Polizei- und Rettungskräfte zu beziehen. Dazu braucht es weder, wie von

den Grünen fadenscheinig gefordert, die Befragung von Fachleuten in einem irgendwann

tagenden Ausschuss, noch eine intensive parlamentarische Diskussion. Diskussion

worüber eigentlich? Was gibt es über plündernde Mobs sowie brutale Übergriffe auf

Polizei-, Feuerwehr- und andere Rettungskräfte zu überhaupt zu diskutieren? Jede/-r

muss doch spätestens angesichts der jüngsten Bilder aus Dietzenbach und Stuttgart

eigenständig erkennen können (oder wollen?), dass hier etwas gewaltig aus dem Ruder

des Rechtsstaates und der Zivilgesellschaft läuft, was es sofort politisch aufs Schärfste zu

verurteilen gilt.“

„Ich möchte, dass auch morgen noch die Feuerwehr zu mir kommt, wenn es brennt, dass

die Polizei kommt, wenn ich bedroht werde und dass der Rettungswagen anbraust, wenn

es jemanden aus meiner Familie gesundheitlich schlecht geht“, ergänzt FDP-

Parteivorsitzender Sebastian Donners. „Diese Selbstverständlichkeiten sind in Gefahr,

wenn wir jetzt nicht klar Farbe bekennen. Wer will denn noch diese Berufe einschlagen

oder sich ehrenamtlich im Rettungswesen engagieren, wenn er bei jedem Einsatz Angst

haben muss, die Zielscheibe von einer Horde von stets gewaltbereiten Idioten zu werden?

In einem klaren Bekenntnis zu unseren Einsatzkräften unter dem Eindruck der Vorfälle in

den letzten Wochen keine Dringlichkeit zu sehen ist, ein purer Hohn, eine Missachtung

dieser Einsatzkräfte! Andere Kommunen haben ähnliche Resolutionen sogar auf ihre

Homepage gestellt und ihre Bürger mit großem Erfolg aufgefordert, diese aus Solidarität

zu den Einsatzkräften zu unterzeichnen – und in Rödermark kommt sie dank einer

Abgerufen am 30.04.2026 unter https://fdp-roedermark.de/?p=8929

https://fdp-roedermark.de/?p=8929


Regierungspartei erst gar nicht auf dieTagesordnung. Für mich ist das eine ganz große

Schande!“

Hier die Resolution, auf welche in der Presseeldung inhaltlich Bezug genommen wird.
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